
Pflichten des Arbeitnehmers 
bei Krankheit im Inland...

Jeder Arbeitnehmer muss 
dem Arbeitgeber unverzüg-
lich, also ohne schuldhaftes 
Zögern, und formlos mittei-
len, dass und wie lange er vor-
aussichtlich krank sein wird. 
Wenn er nicht zur Arbeit er-
scheint oder den Arbeitsplatz 
verlässt, um einen Arzt aufzu-
suchen, muss er den Arbeitge-
ber bzw. seinen Vorgesetzten 
zuallererst über seinen Ausfall 
informieren. Sobald er weiß, 
wie lange sein Ausfall dau-
ern wird, muss er den Arbeit-
geber hierü-
ber ebenfalls 
informie-
ren. Zusätz-
lich muss er 
dem Arbeit-
geber ab dem 
4. Krankheits-
tag eine ärzt-
liche Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung 
(AU-Bescheinigung) zusen-
den. 

Was häufig nicht bekannt 
ist: Soweit vertraglich nicht 
anders geregelt, ist der Arbeit-

geber gem. § 5 Abs. 1 EFzG be-
rechtigt, diesen Nachweis be-
reits vor dem 4. Krankheitstag 
zu verlangen, also z. B. auch 
schon ab dem ersten Tag. 

...und bei Erkrankung im  
Auslandsurlaub

Mitunter kommt es vor, 
dass sich Arbeitnehmer ge-
gen Ende ihres Urlaubs im 
Ausland gehindert sehen, un-
mittelbar danach wieder ihre 
Arbeit aufzunehmen, z. B., da 
sie wegen einer Erkrankung 
nicht reisefähig seien. Befin-
det sich der Arbeitnehmer 

bei Beginn 
der Arbeits-
unfähig-
keit im Aus-
land, ist er 
verpflichtet, 
den Arbeit-
geber nicht 
nur über die 
Arbeitsun-

fähigkeit und deren voraus-
sichtliche Dauer, sondern 
auch über die Adresse sei-
nes Aufenthaltsortes in der 
schnellstmöglichen Art der 
Übermittlung mitzuteilen. 
Die hierdurch entstehenden 
Kosten trägt der Arbeitgeber. 
Was viele nicht wissen: Kehrt 
der Arbeitnehmer dann je-
doch vor Ende des Urlaubs 
aus dem Ausland zurück, ist 
er verpflichtet, dies dem Ar-
beitgeber ebenfalls unverzüg-
lich anzuzeigen.

Maßnahmen bei  
Pflichtverstößen

Verletzt der Arbeitneh-
mer schuldhaft eine dieser 
Pflichten, kann der Arbeit-
geber zunächst eine Abmah-
nung, im Wiederholungsfal-
le ggf. auch eine zweite, un-
ter Umständen sogar eine 
dritte Abmahnung ausspre-
chen, jeweils verbunden mit 
der Androhung arbeitsrecht-
licher Konsequenzen für den 
Wiederholungsfall. Kommt es 
gleichwohl weiter zu gleichar-
tigen Pflichtverletzungen, so 
rechtfertigt dies die ordent-
liche Kündigung des Arbeits-
verhältnisses.

Erfüllt der Arbeitnehmer 
Anzeige- und Nachweis-
pflichten hingegen ordent-
lich, macht aber gleichwohl 
die besondere Häufung der 
Arbeitsunfähigkeitstage um 
Wochenenden und Brücken-
tage herum stutzig, sodass 
sich der Verdacht der Vor-
täuschung der Arbeitsunfä-
higkeit aufdrängt, sollte ein 
Arbeitgeber nicht überstürzt 
handeln.

Außerordentliche Kündigung 
nur bei klarer Beweislage

Für eine außerordentliche, 
also fristlose Kündigung muss 
gerichtsverwertbar nachge-
wiesen sein, dass der Arbeit-
nehmer die Arbeitsunfähig-
keit tatsächlich vorgetäuscht 
hat. Wurde der Arbeitnehmer 
beispielsweise von Zeugen da-
bei gesehen, dass er während 
seiner „Arbeitsunfähigkeit“ 
woanders gearbeitet hat, ist 
die Sache offensichtlich. In 
der Praxis sind Fälle wie die-
ser allerdings selten, da solche 
klaren Beweise in der Regel 
fehlen. Im Übrigen ist auch 
nicht immer eindeutig, wel-
ches Verhalten des Arbeitneh-
mers während einer Arbeits-
unfähigkeit zulässig ist und 
welches nicht. 

Beispiel: In einem Fall hat-
te der Arbeitgeber die fristlo-
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Frhr. Fenimore von Bredow*

Welcher Arbeitgeber ärgert sich nicht darüber? Besonders montags oder an Werktagen 

nach einem Feiertag bleiben überdurchschnittlich viele Arbeitnehmer der Arbeit fern 

– häufig immer dieselben und nicht selten auch noch mit ärztlicher Bescheinigung. Aber 

wann ist die Grenze überschritten, dass „Blaumachen“ oder „häufiges Krankfeiern“ einen 

Kündigungsgrund darstellt?

Krankfeiern und blaumachen 
– ein Kündigungsgrund?

*) Frhr. Fenimore von Bredow, 
Leiter des Fachausschusses „Be-
sondere Arten von Arbeitsver-
hältnissen“ des VdAA Verband 
deutscher ArbeitsrechtsAnwälte 
e. V. mit Sitz in Stuttgart.

» Der Arbeitnehmer 
hat all das zu unter-
lassen, was seiner  
raschen Genesung 
entgegensteht. «



se Kündigung ausgesprochen, 
weil er den wegen eines grip-
palen Infekts arbeitsunfä-
hig gemeldeten Arbeitneh-
mer in der Lokalzeitung auf 
einem Foto bei einem Volks-
fest mit einem Glas Kölsch 
in der Hand entdeckt hatte. 
Das Arbeitsgericht Köln hielt 
das jedoch nicht für einen 
ausreichenden Kündigungs-
grund: Frische Luft und ein 
Glas Kölsch seien nicht von 
vornherein geeignet, den Hei-
lungsprozess zu verzögern. 

An diesem Fall wird deut-
lich, dass immer ein individu-
eller und einzelfallbezogener 
Maßstab anzulegen ist. Als 
Richtschnur gilt: Der Arbeit-
nehmer hat all das zu unter-
lassen, was seiner raschen Ge-
nesung entgegensteht. Fehlen 

eindeutige Beweise, kann der 
Arbeitgeber versuchen, die-
se zu beschaffen, etwa durch 
Beauftragung eines Detektiv-
büros.

Hilfe durch 
den medizini-
schen Dienst

Existie-
ren kei-
ne Beweise, 
kommt auch 
die Einschal-
tung des me-
dizinischen 
Dienstes der 
Kranken-
kasse in Be-
tracht. Allerdings hat die Sa-
che einen Haken: Die Erfah-
rungen in der Praxis zeigen, 
dass meistens 7 bis 14 Tage 
vergehen, bevor der Betrof-
fene zu einer Untersuchung 
geladen wird. Aber auch das 

Vorliegen anderer Indizien 
kann den Beweiswert der AU-
Bescheinigung stark erschüt-
tern. Hierzu zählen u. a. häu-
figer Arztwechsel, wiederholte 

gemeinsame 
und gleich-
zeitige Er-
krankung 
von Ehegat-
ten oder aus-
ländischen 
Arbeitneh-
mern im An-
schluss an 
den Urlaub, 
Nichtbefol-
gung einer 
Vorladung 

zur Untersuchung des Ver-
trauensarztes oder des me-
dizinischen Dienstes oder 
die Durchführung von be-
schwerlichen Reisen oder stra-
paziösen sportlichen Betäti-
gungen während der Arbeits-
unfähigkeit.

Fehlen jegliche Beweise für 
das Vortäuschen der Arbeits-
unfähigkeit, hegt der Arbeit-
geber aber aufgrund der ge-
sammelten Indizien diesen 
Verdacht, kommt auch eine 
sogenannte Verdachtskündi-
gung in Betracht. Doch Vor-
sicht: Daran sind strenge 
Voraussetzungen geknüpft, 
da mit diesem Mittel der Ar-
beitnehmer allein aufgrund 
eines Verdachts seinen Ar-
beitsplatz verlieren kann. 
Es müssen daher objektive, 
nachprüfbare Tatsachen 
vorliegen, aus denen sich der 
dringende Verdacht einer Ver-
tragsverletzung von erheb-
lichem Gewicht ergibt, der 
eine Fortsetzung des Arbeits-
verhältnisses für den Arbeit-
geber schlichtweg unzumut-
bar macht.� ∂
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» Für eine außer
ordentliche, also  

fristlose Kündigung 
muss gerichtsver-

wertbar nachgewie-
sen sein, dass der 
Arbeitnehmer … «


